
Liebe Leserinnen und Leser! 
 
Das Jahr 2022 nähert sich dem Ende. Es brach-
te uns den Krieg in der Ukraine, einen erneut 
sehr warmen und trockenen Sommer (und seit-
dem immer militantere Proteste von Klima-
„Aktivisten“), sowie das dritte Jahr der Pande-
mie. Diese klingt nun scheinbar ab, hoffen wir, 
dass sie in 2023 in die Endemie übergehen wird. 
Die genannten Ereignisse beschäftigen natürlich 
auch unseren Landesverband und dessen Vor-
stand. Positiv zu vermerken: In absoluten Zahlen 
sind wir der Landesverband, der auch in der 
Corona-Pandemie die beste Mitgliederentwick-
lung aufweist. Wir wissen, dass während der 
Pandemie ein neuer Kreisverband mit gut 30 
Mitgliedern gegründet wurde und nach vorläufi-
ger Einschätzung insbesondere die größeren 
Kreisverbände ein positives Mitgliedersaldo auf-
weisen. Die Problemfälle müssen wir angehen.  
  
Das Anliegen, über die Fernsehmedien eine ver-
besserte Europa-Berichterstattung zu bekom-
men, bleibt aber ein Problem. Auch die Arbeit 
der Landeszentralen für politische Bildung sowie 
die Europabildung an den Schulen sind weiterhin 
unsere Aufträge, an denen wir arbeiten. Diesen 
Herausforderungen stehen allerdings massive 
Probleme ganz anderer Art gegenüber: Krieg in 
Europa, steigende Energiepreise, hohe Inflation, 
die Gefahr einer Weltwirtschaftskrise. Die Welt 
ist im Kriegs- und Krisenmodus. Unser Glück, 
dass wir als Europäerinnen und Europäer vereint 
sind, ist in unmittelbarer existentieller Gefahr und 
muss durch gemeinsame Anstrengungen vertei-

digt werden, wenn 
wir nicht alsbald in 
einem zertrüm-
merten Europäi-
schen Haus leben 
wollen. 
 
Was wird also aus 
den Ergebnissen 
der Zukunftskon-
ferenz, die ja ei-
nen umfangrei-

chen Katalog 
drängender du 
notwendiger in-
haltlicher sowie 
auch institutionel-
ler Reformen 
erarbeitet hat? 
Wir Europäische 
Föderalisten wol-
len den europa-
politischen Still-
stand überwun-
den wissen! Es 
genügt nicht, 
wenn sich unsere 
Bundesregierung 
im normalen Ge-
schäftsgang im Rat für ein zeitgemäßes europäi-
sches Wahlrecht oder mehr qualifizierte Mehr-
heitsentscheidungen ausspricht und dann ach-
selzuckend das Desinteresse der anderen Re-
gierungen zur Kenntnis nimmt. Wie überwinden 
wir den Stillstand und legen den Vorwärtsgang 
ein? Darüber konnten wir mit unseren Delegier-
ten und Gästen im Rahmen der Landesver-
sammlung in Celle diskutieren, die in dieser Aus-
gabe umfassend dokumentiert ist.  
 
Weiter ist es dem Landesvorstand ein besonde-
res Anliegen, wieder an die vor der Corona-
Pandemie in Niedersachsen vielerorts zu ver-
zeichnende Aufbruchstimmung anzuknüpfen. 
Dies soll auch in 2023 gelten und uns zur Wei-
terarbeit motivieren! Die Delegierten merken sich 
bitte den 25.03.2023 als Termin des Bundesaus-
schusses. Die Delegierten zum Bundeskongress 
in Halle/Saale, der dort am 14./15.10.2023 statt-
findet, wählen wir am 2. September 2023 bei der 
Landesversammlung in Hann. Münden. Von In-
teresse ist auch noch die mitgliederoffene Ver-
bandsakademie vom 30.06. bis 02.07. in Fulda.  
 
Ich wünsche Ihnen eine gesegnete Weihnachts-
zeit, ein gutes, hoffentlich friedlicheres 2023 so-
wie eine gewinnbringende, womöglich auch an-
regende Lektüre.        Cord Wilhelm Kiel 
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Die Welt im Kriegs- und Krisenmodus – kein Stillstand in der Europapolitik! 



Die Landesversammlung 2022 im Rückblick 

„Die Welt im Kriegs- und Krisenmodus – kein Still-
stand in der Europapolitik!“ war das aufwühlende 
Zeiten widerspiegelnde Motto der niedersächsi-
schen Landesversammlung 2022 in Celle, nach-
dem im Vorjahr mit Blick auf die Zukunftskonfe-
renz und die anstehende Bundestagswahl noch 
vorsichtiger ein „handlungsfähiges Europa im 
Dienst der Bürgerinnen und Bürger“ gefordert 
worden war. Gemeinsam mit dem Landesvorsit-
zenden Harm Adam begrüßte die Vorsitzende 
des „wiederbelebten“ Kreisverbands Celle, Kirs-
ten Lühmann (Foto rechts), die Delegierten aus 
ganz Niedersachsen. 
 
Der stellvertretende Landrat Charles Sievers 
(Foto oben) ging in seinem Grußwort auf die Be-
deutung einer diversen Gesellschaft und eines 
Europas der Regionen ein: „Wo beginnt Europa? 
Geographisch an den Küsten, an den Grenzen 
vielleicht, aber eigentlich: Europa beginnt bei uns 
vor der Haustür!“ In Bergen gebe es Familien aus 
den Niederlanden, in denen die Männer Dienst an 
der Waffe leisten. Geschäftsleute aus Italien, 
Menschen aus Skandinavien, die das Drilling er-
lernen, und viele weitere „Europäer“ lebten im 
Landkreis. „Wer geflüchtet ist, kann im LK Celle 
sicher sein, hier sicher zu sein“, so Sievers. 
„Celle ist ein kleines Stück Europa: Wir leben den 
europäischen Gedanken und sind stolz darauf.“ 
Es sei so viel einfacher, Hass und Missgunst zu 
säen, als Liebe und Unterstützung zu ernten. Uni-
formität sei kein Wert, Diversität in einem Europa 
der Regionen schon.  

Gelungenes Vorprogramm 
Bereits das Vorprogramm hatte am Abend vor 
der Landesversammlung für großes Interesse 
gesorgt. Neben einer kurzen Stadtbesichtigung 
gehörte auch ein Besuch im – gegenüber dem 
Celler Schloss gelegenen – Bomann-Museum 
dazu. Hier wurde im Rahmen einer Führung vor 
allem der Ausstellungsteil „Celle: Migration und 
ihre Folgen für die Gestaltung der Arbeit in den 
vergangenen Jahrhunderten“ in Augenschein ge-
nommen. Ein gemeinsames Abendessen im Cel-
ler Ratskeller – von einigen durch einen Kneipen-
besuch ergänzt – rundete den rundum gelunge-
nen Vorabend ab.  
 
Kirsten Lühmann, die neue Vorsitzende des 
Kreisverbands, blickte in ihrem Grußwort auf die 
Wiedergründung des Kreisverbandes zurück und 
auf heue Aufgaben voraus: „Im Mai ist der Kreis-
verband wiedergegründet worden, nachdem der 
langjährige Vorsitzende Anton Schneider verstor-
ben ist. Gegründet wurde der KV in einer Zeit, in 

der darüber diskutiert wurde, wohin Europa ge-
hen soll“, so die ehemalige Bundestagsabgeord-
nete. Trotz bisher geringer Mitgliederzahlen sei 
es dem KV gelungen, eine Landesversammlung 
auszurichten und unter Beteiligung zahlreicher 
Aktiver ein umfangreiches Programm anzubieten. 
 
„Zukunft Europa – Next Generation“  
Da die bisherige Europaministerin Birgit Honé 
zeitgleich auf dem SPD-Sonderparteitag verab-
schiedet wurde und die neue Ministerin Wiebke 
Osigus noch nicht ins Amt gewählt worden war, 
konnten beide nicht bei der Landesversammlung 
anwesend sein. Christoph Pohlmann (Foto un-
ten), Abteilungsleiter im Europaministerium Nie-
dersachsen, kam stellvertretend die Rolle des 
Festredners zu. In seiner Ansprache betonte er, 
dass es große Herausforderungen in Europa 
durch den Angriffskrieg Russlands gegen die Uk-
raine, die Bekämpfung des Klimawandels und 
durch die Strukturdiskussion nach Bürgerdialogen 
gebe, in denen die Landesregierung aber auch 
Chancen sehe.  



Die Landesversammlung 2022 im Rückblick 
Im Koalitionsvertrag sei festgehalten, dass bei 
einem jährlichen Europafest ein Bewusstsein für 
die EU geschärft, die europäischen Informations-
zentren gestärkt und der Europabezug in die Lan-
desverfassung aufgenommen werden soll. Um-
fragen würden zeigen, dass der europäische Ge-
danke weiterhin großen Rückhalt in der Zivilge-
sellschaft habe. Die Menschen weiterhin für Euro-
pa zu begeistern sei gerade im Hinblick auf die 
nächste Europawahl wichtig. Vor dem Hinter-
grund des Krieges in der Ukraine sei Zusammen-
halt innerhalb der EU mehr denn je gefordert. 
 
Gemeinsam Europa voranbringen 
Christoph Pohlmann betonte, wie gut die Zusam-
menarbeit zwischen Ministerin und EUD gewesen 
sei, die Europa-Union sei immer geschätzt gewe-
sen. Zentrale Herausforderungen für Europa in 
der nächsten Zeit seien die Überwindung der 
Pandemiefolgen, die Verteidigung unserer Grund-
werte, die Klima- und Energiekrise. Und – selbst-
verständlich – „etwas, von dem wir dachten, es 
wäre in Europa überwunden“: Der Krieg in der 
Ukraine, von Bundeskanzler 
Scholz eine „Zeitenwende“ ge-
nannt. Auch Waffenlieferungen 
Deutschlands in ein Kriegsge-
biet seien eigentlich überwun-
den geglaubt. „Europa muss 
souveräner werden“, folgerte 
Pohlmann angesichts der teil-
weise schwachen Position, wel-
che die EU im Zusammenhang 
mit dem Ukraine-Krieg einge-
nommen habe. Die Energiekri-
se zeige, dass sich Europa zu lange von anderen 
Staaten abhängig gemacht habe, der Klimawan-
del sei ein Beleg dafür, dass nur gemeinsam und 
nationenübergreifend hier Erfolge erreicht werden 
könnten. In diesem Fall helfe eben tatsächlich nur 
ein möglichst globales Vorgehen.  
 
„Es ist wichtig, dass wir in Niedersachsen ge-
meinsam versuchen, Europa nach vorn zu brin-
gen“ betonte Pohlmann mit Blick auf das Motto 
seines Vortrags, die Initiative „Zukunft Europa – 
Next Generation“. Eine Herausforderung, die seit 

einiger Zeit immer bedeutsamer werde, sei die 
Konzentration auf Werte Europas, wie Rechts-
staatlichkeit und Meinungsfreiheit. „Sobald sich 
Mitgliedsstaaten nicht an die vereinbarten Regeln 
und deren Auslegung durch den EuGH halten, 
wird die Gemeinschaft brüchig“, folgerte der Ab-
teilungsleiter mit Blick auf Ungarn und Polen. Der 

Konferenz zur Zukunft Europas 
käme damit eine große Bedeu-
tung zu, trotz eines „holprigen 
Starts“. „Am Ende hat es noch 
halbwegs geklappt, viele Vor-
schläge, die dort erarbeitet wur-
den, sind geeignet, die Europäi-
sche Union fitter zu machen“, 
schloss Christoph Pohlmann, 
der die Mitglieder dazu einlud, 
sich weiter für Europa zu enga-
gieren und im Gespräch mit dem 

Ministerium zu bleiben. Eine angeregte Diskussi-
on im Anschluss an den Vortrag belegte, dass 
diese Einladung sicherlich auf fruchtigen Boden 
treffen wird.    
                                                                                                                             
Workshops zur Verbandsentwicklung 
Mit Beteiligung und Unterstützung durch Birka 
Meyer-Georges und Sandra Schumacher von der 
EUD Bundesgeschäftsstelle Berlin, fanden am 
Nachmittag der Landestagung parallel zwei Ar-
beitsgruppe statt. In der Arbeitsgruppe 1 stand 
die Verbandsentwicklung in den Kreisverbänden 
auf der Tagesordnung, die Arbeitsgruppe 2 be-
schäftigte sich mit Öffentlichkeitsarbeit bzw. Ar-
beit in den sozialen Medien.  
 
Das Schlusswort des Vorsitzenden war eindeutig: 
„Es war gut in Präsenz zu tagen, wir haben an-
hand der Lesung erfahren, wie wichtig es ist, sich 
weiter für Europa zu engagieren, haben am 
Schluss darüber gesprochen, wie wir unsere Bot-
schaft an den Mann bringen. Der Krieg in der Uk-
raine, der auch ein Krieg gegen unsere Werte ist, 
zeigt uns, wie wichtig es ist, aktiv zu bleiben. Poli-
tisch haben wir unsere Ziele und Inhalte erneut 
definiert.“            Cord Wilhelm Kiel 



Landesverband. Der interne Teil der Landes-
versammlung fiel kurz aus und diente in erster 
Linie der Dokumentation und der Entlastung. 
Organisatorisch steht der Landesverband gut da, 
finanziell auch. Die Coronapandemie hat leider 
dafür gesorgt, dass einige Kreisverbände 
„eingeschlafen“ sind bzw. einige Kreisvorstände 
keine Motivation mehr sehen, weiterzumachen – 
ein Rückzug ins Private ist auch hier zu be-
obachten. Auf der anderen Seite sind Videokon-
ferenzen günstiger als Präsenzveranstaltungen, 
was zu einer guten Kassenlage geführt hat.  
 
Politisch hat sich der Landesverband auf Minis-
terialebene kontinuierlich beteiligt, leider konnte 
der Dialog mit dem Kultusministerium 
(pandemiebedingt) nicht weitergeführt werden. 
Der bisherige Minister Tonne – Mitglied unseres 
LV – hatte im Rahmen seines Vortrags auf der 
Landesversammlung 2019 diesen Austausch 
noch einmal angeregt, nachdem zuvor auch auf 
dieser Ebene Gespräche mit dem Minister gege-
ben hatte. Das Thema „Europabildung“ soll sei-
tens der Europa-Union Niedersachsen weiter 
intensiv verfolgt und die Arbeit daran intensiviert 
werden. Die Europäische Bewegung konnte neu 
gegründet, im wahrsten Sinne des Wortes 
„wiederbelebt“ werden. Durch die eigene Publi-
kation „Europa in Niedersachsen“ und die Beiträ-
ge in „Europa aktiv“ wurde die Arbeit auch stets 
dokumentiert und nach Außen kommuniziert. 
  
Marie Malik, Vorsitzende der JEF Niedersach-
sen, berichtete über ein positives Mitglieder-

wachstum, trotz häufigen Umzügen gerade jun-
ger Menschen, was zu häufigen Mitgliederverän-
derungen führt. Im Koalitionsvertrag, an dem der 
neue stv. Bundesvorsitzende der JEF, Tobias 
von Gostomski, in einigen Bereichen mitgearbei-
tet hat, finden sich Passagen, die zu den Kern-
anliegen der JEF gehören. Die JEF möchte in 
der Zukunft noch mehr im ländlichen Raum aktiv 
werden, eine digitale Veranstaltungsrechte zum 
Thema „Menschenrechte“ durchführen und an 
Schulen weiterhin – noch verstärkt – Projekte 
anbieten. 
 
Der Vorstand wurde auf Antrag der Kassenprü-
fer einstimmig entlastet. Auf das Seminar des 
Landesverbands im November in Oldenburg 
wurde ebenso hingewiesen wie auf die aktuelle 
Ausgabe des Europäischen Wettbewerbs, der 
an allen Schulen durchgeführt werden kann.  

Cord Wilhelm Kiel 

Zwischen Pandemie und Dialog: Landesverband bleibt gut aufgestellt 

Heimkehr eines Auschwitz-Kommandanten: Lesung mit Jürgen Gückel 
Rainer Wieland MdEP, der Präsident der Europa-Union Deutschland, musste auf-
grund eines Trauerfalls im unmittelbarsten Familienkreis seine Teilnahme an der Lan-
desversammlung der Europa-Union Niedersachsen kurzfristig absagen. Für Wieland 
sprang der Göttinger Journalist und Autor Jürgen Gückel mit einer Lesung ein. 
Gückel lieferte einen Rückblick auf die dunkelsten Zeiten Europas – und die vorsichti-
gen Anfänge der europäischen Einigung. „Europa bzw. die Einigung hin zur Europäi-
schen Union sind entstanden aus dem Hass des Zweiten Weltkriegs, dem Hass, den 
Deutschland mit der Eröffnung des Krieges gesät hatte.“ 

Die rund 45minütige Lesung aus Gückels neuem Buch „Heimkehr eines Auschwitz-
Kommandanten: Wie Fritz Hartjenstein drei Todesurteile überlebte“ (304 S., gebd., ISBN  978-
3525311370, 29 Euro), begleitet von Bildmotiven, wurde gefolgt von einem Gespräch mit der Celler 
Kreisvorsitzenden Kirsten Lühmann. Auch die Delegierten diskutierten mit dem Buchautor über des-
sen eindrucksvolle Passagen aus einer düsteren, glücklicherweise vergangenen Zeit. Bereits mit 
seinem ersten Buch „Kinderfoto mit Massenmörder“ hatte Gückel 
die Verarbeitung der NS-Vergangenheit an einem persönlichem 
Beispiel aus unmittelbaren Erleben thematisiert. Besonders die 
Erzählweise Gückels, die eher „journalistisch“ denn wissen-
schaftlich ist, regt zu Lesen an und macht die Lektüre umso 
spannender. „Heimkehr eines Auschwitz-Kommandanten“ ist seit 
etwa einem Jahr im Handel erhältlich und – genauso wie das 
erste Buch des Autors – absolut lesenswert. Ein gutes und sehr 
aufschlussreiches Weihnachtsgeschenk!   Cord W. Kiel 



Sehr geehrte Freundinnen und Freunde Euro-
pas, unser Kontinent steht auf vielen Ebenen vor 
großen Herausforderungen: Die Klimakrise, die 
Überwindung der Pandemiefolgen und ganz be-
sonders der Angriffskrieg Russlands gegen die 
Ukraine. Darauf kann es nur eine Antwort geben: 
Eine starke, souveräne und handlungsfähige 
EU! 
 
Niedersachsen liegt mitten in Europa. Und als 
gute Europäerinnen und Europäer wollen wir das 
europäische Integrationsprojekt voranbringen. 
Ich bin überzeugt: Ein wirtschaftlich starkes Eu-
ropa, das den notwendigen Weg zur Klimaneut-
ralität sozial ausgewogen gestaltet, ist gut für 
Niedersachsen. Hier können wir zeigen, dass 
Energiewende, Erhalt der industriellen Basis, 
klimaneutrales Wirtschaften und sozialer Zusam-
menhalt in gutem Miteinander gelingen können. 
Davon profitiert Europa. Gleichwohl benötigen 
wir dafür die Hilfe der EU. Und, auch das möchte 
ich betonen: Die EU wird nur dauerhaft hand-
lungsfähig und von den Bürgerinnen und Bür-
gern akzeptiert werden, wenn sie Demokratien 
stärkt und grundlegende Prinzipien der Rechts-
staatlichkeit von allen Mitgliedstaaten eingehal-
ten werden.  
 
Das von mir geführte Ministerium verbindet in 
einzigartiger Weise die drei politischen Hand-
lungsebenen Bund, Europa und Regionales mit-
einander. Zentraler Ansatz ist dabei die Verbes-
serung der Lebensbedingungen der Menschen 
überall in Niedersachsen – gerade auch in den 
ländlichen Räumen. Dafür nutzen wir bereits in 
innovativer Weise EU-Kohäsionsmittel. Hier 
muss der Mehrwert der EU für die Menschen vor 
Ort konkret sichtbar werden, denn auch dies 
stärkt im Endeffekt den europäischen Raum. Der 
Grüne Deal hat für Niedersachsen als Deutsch-

lands Windenergieland Nr. 1 und bedeutsamer 
Industriestandort große Bedeutung. Wir werden 
uns als Modellregion eines sozial gerechten Um-
baus der Wirtschaft, was die Landwirtschaft aus-
drücklich einschließt, in Brüssel positionieren. 
Deshalb werde ich mich dafür einsetzen, dass 
das soziale Europa weiter an Fahrt aufnimmt. 
 
Wir werden als Land auch weiter unser Instru-
mentarium an europapolitischer Einflussnahme 
im Bundesrat, in der Europaminister- und Euro-
paministerinnenkonferenz und im Ausschuss der 
Regionen nutzen. Ein wichtiges Instrument Nie-
dersachsens ist auch unsere Landesvertretung 
in Brüssel, die vor Ort eng vernetzt ist. Ich möch-
te die Landesvertretung auch hinsichtlich der 
Nutzbarkeit europäischer Fördermittel für Nie-
dersachsen weiter stärken. Den Mehrwert Euro-
pas zu vermitteln, ist auch Aufgabe der europa-
politischen Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit. 
Deshalb werde ich das Europäische Informati-
onszentrum Niedersachsen (EIZ) weiterentwi-
ckeln und stärken. Die Vielfalt des Europaenga-
gements möchte ich zudem durch ein jährliches 
Europafest sichtbarer machen. Das Fest soll 
erstmals im Jahr der Europawahl 2024 stattfin-
den und eine Bühne für die niedersächsischen 
Freundinnen und Freunde Europas sein, also 
auch für die Europa-Union.  
 
Es gibt viel zu tun für ein starkes Niedersachsen 
in einem Europa im Zeichen der „Zeitenwende“. 
Als Europa- und Regionalministerin setze ich auf 
ein partnerschaftliches Vorgehen mit allen Ak-
teurinnen und Akteuren in Niedersachsen. In 
diesem Sinne danke ich auch der Europa-Union 
Niedersachsen für Ihr langjähriges Engagement 
für die europäische Integration. Ich freue mich 
auf die gemeinsame Zusammenarbeit in den 
kommenden Jahren! 

Grußwort der neuen Europaministerin Wiebke Osigus 

Europa-Union Generalsekretär Christian Moos zum Korruptionsskandal um EU-Politiker 
Schockstarre in Brüssel. Triumphgeheul der EU-Hasser. Eine Vizepräsidentin des Europäischen 
Parlaments wird festgenommen. Verdacht der Bestechlichkeit. Das Golfemirat Katar, die neue Fuß-
ballgroßmacht, scheint nicht nur die FIFA geschmiert zu haben. Neben der griechischen Sozialistin 
Eva Kaili wird gegen mindestens drei weitere Verdächtige ermittelt. Das Europäische Parlament, so 
steht es in ersten aufgeregten Kommentaren, habe Schaden genommen. Warum eigentlich? 

Das Europäische Parlament ist und bleibt eines der transparentesten Parlamente der Welt. Sein 
Lobbyregister ist vorbildlich. Auch der Deutsche Bundestag bleibt dahinter zurück. Daran ändert der 
Katar-Skandal um einige wenige EU-Abgeordnete und Gewerkschaftsfunktionäre nichts. Vielmehr 
zeigt dieser Skandal, dass Europa rechtsstaatlich funktioniert. Da ist keine Macht in Brüssel, die die 
Vorgänge um Kaili zu verschleiern suchte. Aufklärung wird einhellig gefordert. Wie anders wäre dies 
in autoritär regierten Staaten oder den Scheindemokratien, die es mittlerweile leider auch innerhalb 
der Union gibt. Gegen kriminelle Energie und die Versuchung von Petro-Dollars helfen auch die bes-
ten Lobbyregister und Transparenzvorschriften nicht. Es helfen aber starke rechtsstaatliche Instituti-
onen wie die belgische Staatsanwaltschaft. Es helfen die unabhängige Justiz und die freie Presse. 

Noch gilt die Unschuldsvermutung. Sollten sich diejenigen, gegen die nun ermittelt wird, aber eines 
Verbrechens schuldig gemacht haben, werden sie ihrer gerechten Strafe nicht entgehen. Für das 
europäische Modell, das auf Demokratie und Rechtsstaatlichkeit gründet, ist dies kein schwarzer 
Tag, sondern eine Sternstunde. 



Landesverband / Meinung:  
 
Der Koalitionsvertrag PRO  
von Tobias von Gostomski 
 
Am 7. November war es endlich soweit: Der Ko-
alitionsvertrag der neuen rot-grünen Landesre-
gierung konnte unterzeichnet werden. In einem 
rekordverdächtigen Eiltempo haben SPD und 
Bündnis‘90/ Die GRÜNEN in nur 23 Tagen die-
sen Vertrag vorgelegt, der die Grundlage der 
künftigen Regierungsarbeit in Niedersachsen 
bildet. Inmitten verschiedener Krisen, die zurzeit 
um sich greifen, legten die Parteien großen Wert 
darauf, die Verhandlungen zügig zu führen und 
zeitnah voll handlungsfähig zu sein. Dies führte 
dazu, dass sich die inhaltlichen Arbeitsgruppen 
zur Vorbereitung der Koalitionsverhandlungen 
spiegelbildlich an der Ministeriumstruktur orien-
tierten. Und da wir uns in Niedersachsen glück-
lich schätzen dürfen, ein eigenständiges Europa-
ministerium zu haben, gab es eben auch eine 
Europa-Arbeitsgruppe, die sich konkret mit der 
Frage beschäftigt hat, wie die niedersächsische 
Europapolitik in der kommenden Legislaturperio-
de aussehen soll. Vor diesem Hintergrund gilt 
es, einen Blick auf die europapolitisch relevanten 
Inhalte zu werfen, um zu sehen, was in den 
nächsten fünf Jahren in diesem Bereich zu er-
warten ist. 
 
Die erste positive Botschaft ist, dass beide Koali-
tionäre sich zu einem eigenständigen Europami-
nisterium bekennen und es weiter fortbestehen 
kann, nachdem es in dieser Form erst seit der 
zurückliegenden Legislaturperiode existiert. Mit 
diesem Ministerium ist es gelungen, dass die 
niedersächsische Europapolitik nicht nur die Fra-
ge beantwortet, wie europäische Fördermittel im 
Land verteilt werden, sondern in erster Linie die 
Grundlage dafür geschaffen wurde, niedersäch-
sische Interessen auf Europaebene zu vertreten 
und sich aktiv in Entscheidungsprozesse einzu-
bringen. Der Rückblick auf die Koalitionsver-
handlungen zeigt zudem deutlich, dass die Exis-
tenz eines solchen Ministeriums Voraussetzung 
dafür war, europapolitischen Inhalten entspre-
chendes Gehör zu verschaffen. Und auch aus 

Perspektive der Europa-
Union ist das eine be-
grüßenswerte Nach-
richt, da ein eigenstän-
diges Europaministeri-
um dazu beiträgt, dass 
die europapolitische 
Zivilgesellschaft in Nie-
dersachsen gesehen 
und in Entscheidungen 
des Ministeriums mit 
einbezogen werden 
kann. 

Daneben gibt es 
aber auch weite-
re Vorhaben, die 
zuversichtlich in 
die Zukunft bli-
cken lassen. 
Nachdem unsere 
Freundinnen und 
Freunde der Eu-
ropa-Union in 
Nordrhein -
Westfalen sowie 
Berlin erfolgreich 
damit waren, 
einen Europabe-
zug in ihre jewei-
lige Landesver-
fassung aufnehmen zu lassen, ist die Freude 
groß, dass diese EUD-eigene Initiative nunmehr 
explizite Erwähnung im Koalitionsvertrag findet. 
Wir werden uns gerne dazu einbringen, dass 
Niedersachsen nicht mehr nur ein „Teil der euro-
päischen Völkergemeinschaft ist“, sondern auch 
aktiv „zur Verwirklichung und Entwicklung eines 
geeinten Europas [beiträgt], das demokrati-
schen, rechtsstaatlichen, sozialen und föderati-
ven Grundsätzen […] verpflichtet ist.“ 
 
Darüber hinaus legt der Koalitionsvertrag auch 
einen Schwerpunkt darauf, Europa den Men-
schen noch näher zu bringen und ihre Europab-
egeisterung zu wecken. Dafür soll zum einen 
das Europäische Informationszentrum, das ei-
nen großen Anteil an der europäischen Öffent-
lichkeitsarbeit hat, gestärkt werden und zum an-
deren wird es ein jährliches Europafest der Lan-
desregierung geben, das das bunte und vielfälti-
ge Engagement für Europa in Niedersachsen 
zum Vorschein bringen soll. An dieser Stelle darf 
im Übrigen der Hinweis nicht fehlen, dass auch 
die JEF Niedersachsen mit ihrer Idee eines par-
lamentarischen Jugendaustauschen zwischen 
Hannover und Edinburgh – als Antwort auf 
Großbritanniens Austritt aus dem Erasmus+-
Programm – im Koalitionsvertrag Erwähnung 
findet. 
 
Abschließend positioniert sich die neue rot-grüne 
Landesregierung auch inhaltlich, indem sie ver-
einbart hat, dass sie „die Umsetzung der Maß-
nahmen und Vorschläge [aus der Konferenz zur 
Zukunft Europas] landesseitig unterstützen“ will. 
Da aber aufgrund des zügigen Verhandlungs-
tempos der Koalitionsvertrag oftmals noch etwas 
vage geblieben ist, gilt es umso mehr für die Eu-
ropa-Union Niedersachsen den Kontakt zur neu-
en Europaministerin Simone Osigus zu suchen 
und ihr konkrete Unterstützung für diese und 
weitere europapolitische Vorhaben anzubieten. 
Der Koalitionsvertrag zeigt dabei schon einmal in 
die richtige Richtung. 

Rot-grüner Koalitionsvertrag zeigt europapolitisch in die richtige Richtung 



Landesverband / Meinung:  
 
Der Koalitionsvertrag CONTRA  
von Dr. Alexander Börger 
 
Dass die Europa-Orientierung der neuen rot-
grünen Landesregierung mehr ist als nur ein Lip-
penbekenntnis, muss sich in der Praxis noch an 
vielen Dingen beweisen – der Koalitionsvertrag 
bleibt an vielerorts vage und unverbindlich. Hier 
ein paar Beispiele: 
 
a) Zwar soll das Projekt der Europaschulen ge-
stärkt und ausgebaut werden. Konkrete Schritte 
dafür werden aber nicht genannt. Insbesondere 
fehlt ein klares Bekenntnis dazu, dass Schulen 
Fördermittel erhalten können, um Europaschule 
zu werden, und dass für Europaschulen Entlas-
tungsstunden gewährt werden. Andere Bundes-
länder wie Hessen sind dort längst weiter.  
 
b) Wie ein einziges, in Hannover angesiedeltes 
Europäisches Informationszentrum (EIZ) alle 
Interessierten in ganz Niedersachsen bedienen 
soll, wird vorläufig das Geheimnis der Landesre-
gierung bleiben. Wünschenswert wäre gewesen, 
mehr in die Fläche zu gehen und entweder Au-
ßenstellen in anderen Orten Niedersachsens 
einzurichten oder gleich EIZs zu schaffen.  
 
c) Mit den „zahlreichen ehrenamtlichen Organi-
sationen [...], die sich in der entwicklungs- und 
friedenspolitischen Bildungsarbeit organisieren“, 
und die nun unterstützt werden sollen, ist hof-
fentlich auch die Europa-Union Niedersachsen 

gemeint. Auch verbleibt 
man aber im Unkonkre-
ten – die Europa-Union 
Niedersachsen braucht 
eine leistungsfähige Inf-
rastruktur und das meint 
insbesondere: eine 
hauptamtliche Ge-
schäftsstelle mit eigenen 
Räumlichkeiten am Sitz 
der Landesregierung in 
Hannover. 
 
d) Zur wiederbelebten 
„Europäischen Bewegung Niedersachsen“ findet 
sich gleich gar nichts im Koalitionsvertrag, ob-
wohl dieses Bündnis seit seiner Wiederbelebung 
in der Corona-Zeit einen konstanten Mitglieder-
zuwachs erfahren hat. Es bleibt zu hoffen, dass 
dies nicht die Arbeitspraxis in den nächsten fünf 
Jahren widerspiegeln wird. 
 
e) Ebenfalls bleibt unerwähnt, wie die neue Lan-
desregierung erreichen möchte, dass die politi-
schen Abläufe in der Europäischen Union trans-
parenter und verständlicher werden. Vielen in 
Niedersachsen fehlt schlicht das Wissen um Be-
griffe wie Trilog oder Europäischer Rat, das Zu-
standekommen und die Rechtskraft einer euro-
päischen Verordnung oder Richtlinie usw. Eine 
ernsthafte Implementierung im Schulunterricht 
wäre ein wichtiger Schritt, aber auch in der Mas-
se der Bevölkerung muss z.B. durch Medien-
kampagnen, Podcasts, Aufklärungsvideos auf 
Youtube u.v.m. viel mehr Wissen verankert wer-
den. Der Koalitionsvertrag gibt dazu nichts her – 
ein Europafest wird dazu nicht genug sein. 
 
Fazit: eine systematische Kontrolle der Arbeit 
der Landesregierung z.B. durch eine Organisati-
on wie die Europa-Union, die immer wieder den 
Finger in die Wunde legen wird, ist und bleibt 
wichtig – „Europa in Niedersachsen“ wird regel-
mäßig berichten. 

Viele europäische Wünsche bleiben offen 



Meinung / Ein Kommentar von Dr. Alexander 
Börger. Derzeit steht die EU-
Landwirtschaftspolitik wieder im Fokus. Während 
der Diskussionen über Butterberge und Milch-
seen in den 1980er Jahren war sie ständig auf 
der Tagesordnung, aber in den letzten beiden 
Jahrzehnten war es deutlich ruhiger geworden. 
Doch die derzeitige EU-Kommission unter Ursu-
la von der Leyen verstärkt ihre Bemühungen für 
mehr Nachhaltigkeit auch und gerade in der 
Landwirtschaft und so wurden vor einigen Mona-
ten die Pläne für den Green Deal in der Agrarpo-
litik konkretisiert. 
 
Seitdem hat sich ein Sturm der Entrüstung ent-
wickelt, der in den Niederlanden zu heftigen 
Bauernprotesten geführt hat, aber auch in 
Deutschland zu empörten Reaktionen bei meh-
reren Parteien. Hintergrund ist die Sorge, dass 
auf 50 % der derzeitig genutzten landwirtschaftli-
chen Fläche zukünftig de facto Ackerbau und 
Viehzucht nicht mehr möglich wären, weil es 
sich um Landschaftsschutzgebiete oder ähnliche 
schützenswerte Flächen handelt. Die Auswei-
sung derartiger Schutzflächen war übrigens Fol-
ge der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie der EU. 
Diese drastische Reduktion der landwirtschaft-
lich nutzbaren Fläche würde bei uns die Be-
triebsaufgabe etlicher landwirtschaftlicher Unter-
nehmen zur Folge haben. Die Folge wäre wohl, 
dass das bisherige Nahrungsmittelexportland 
Deutschland auf Nahrungszufuhr von außen an-
gewiesen wäre und etliche Beschäftigte und 
Selbstständige in der Landwirtschaft ihre Exis-
tenzen verlieren würden. In Zeiten, in denen das 
weltweite Nahrungsmittelangebot durch den von 
Putin angezettelten Ukraine-Krieg ohnehin stark 

zurückgeht und weltweite Hungersnöte drohen, 
erscheint das mehr als unpassend; zudem ist 
der Versuch, ein Land nur mit vermeintlich grü-
ner Landwirtschaftspolitik zu ernähren und des-
sen Wohlstand zu mehren, in Sri Lanka gerade 
spektakulär gescheitert. 
 
Nun funktioniert aber die EU nicht so, dass eine 
Kommissionspräsidentin von der Leyen ganz 
Europa Vorgaben macht und alle springen dann 
einfach nur. Im Gegenteil: in der EU gibt es ein 
ausgeklügeltes System von Checks and Balan-
ces, mit dem Korrekturen an Plänen der Kom-
mission durchgeführt werden können. Dies gilt 
im Rahmen des Trilog-Verfahrens sowohl für 
das Europaparlament wie auch für den Europäi-
schen Rat als Vertretung der Länder. Noch stär-
ker als im Bundestag gilt dabei das erste struck-
sche Gesetz: „Kein Gesetz kommt aus dem Par-
lament so heraus, wie es eingebracht worden 
ist.“ Insofern bietet der Versuch zur Etablierung 
verbindlicherer Nachhaltigkeitsziele für die Land-
wirtschaft in der EU auch eine große Chance. 
Das Thema ist nämlich offensichtlich länderüber-
greifend und mithin in der Öffentlichkeit vieler EU
-Mitgliedsstaaten ein Gegenstand der öffentli-
chen Debatte. Damit lassen sich die Mechanis-
men, mit denen in der EU Gesetze entstehen, 
gut aufzeigen, und die Checks and Balances 
können alle erprobt und genutzt werden, um 
Fehlentwicklungen zu verhindern. 
 
Es liegt also an uns, diesen Prozess zu beglei-
ten und mitzugestalten. Die Europa-Union sollte 
in diesem Prozess eine wichtige und aktive Rolle 
haben. Von daher wird dies wohl nicht der letzte 
Beitrag zur EU-Agrarpolitik gewesen sein. 

Ein grüner, aber kein guter Deal? 

Tobias von Gostomski stellvertretender Bundesvorsitzender der JEF! 
JEF Niedersachsen. Niedersachsen ist jetzt 
noch stärker auf der Bundesebene der JEF ver-
treten. Henrike Gudat wurde zur neuen Vorsit-
zenden des Bundesausschusses und Tobias 
von Gostomski zum stellvertretenden Bundes-
vorsitzenden gewählt! Die Wahl der beiden ist 
ein weiteres Zeichen dafür, dass wir als JEF Nie-
dersachsen unverzichtbar für den Verband sind 
und wichtige und gute Arbeit leisten!  
 
Durch Beschluss eines entsprechenden Antrags 
solidarisiert sich die JEF Deutschland vollum-
fänglich mit der Ukraine und fordert zudem die 
Lieferung schwerer Waffen, damit die Ukraine 
sich in der Verteidigung ihrer Souveränität be-
haupten kann. Für uns ganz besonders bedeut-
sam ist der Beschluss eines Antrags zum Thema 
„Ländlicher Raum”. Wir als JEF machen es uns 
noch mehr als vorher zur Aufgabe, unsere Ideen 
und Visionen raus aus den Städten und in die 
ländlicheren Regionen zu tragen um auch dort 

den euro-
päischen 
Geist zu 
fördern 
und die 
Men-
schen 
dazu zu 
motivie-
ren, sich 
und ihre 
Stimme einzubringen und mit uns für ein födera-
les Europa einzustehen. 
 
Geld kann man (kaum) genug haben. Deswegen 
wird jetzt eine Bundesarbeitsgemeinschaft Fi-
nanzen ins Leben gerufen, die vor allem unsere 
Landes- und Kreisverbände dabei unterstützen 
soll, mehr Geld zur Verfügung zu haben, damit 
wir noch bessere Arbeit als ohnehin schon leis-
ten können!            Lukas Schoettler 



Kreisverband Osnabrück. Oft gibt es Themen, 
die nicht in den großen, weltweiten Nachrichten 
vorkommen. Für unsere Region, also den Land-
kreis und die Stadt Osnabrück, sind sie aber 
(lebens-) wichtig. Dorferneuerung, Daseinsvor-
sorge und immer wieder Mobilität – Kann ich in 
meiner Gemeinde bleiben, wenn künftig kein 
Arzt mehr vor Ort ist? Wie wichtig wird ein Dorf-
treff dort, wo Gasthöfe die Pforten schließen 
oder ein Laden für die Versorgung fehlt? Und 
schließlich: Was nützt das schönste 9 Euro Ti-
cket, wenn unklar ist, ob ein Bus fährt oder der 
Zug hält? Fragen über Fragen. Und um die zu 
beantworten, hat sich jetzt die Online-
Regionalakademie Osnabrück dienstags ab 18 
Uhr auf den Weg gemacht. Hier treffen Bürgerin-
nen und Bürger der Region – virtuell – mit Ex-
pertinnen und Experten zusammen, um sich mit 
ihnen und untereinander auszutauschen.  
 
Die Idee dazu hatte Prof. Dr. Marga Pröhl. Die 
Gehrderin kann auf eine lange berufliche Karrie-
re zurückblicken. Die führte sie zur Bertelsmann-
Stiftung genauso wie zum Bundesinnenministeri-
um. Vor allem aber war Marga Pröhl lange Zeit 
Generaldirektorin des Europäischen Instituts für 
öffentliche Verwaltung in Maastricht.  
 
Und überhaupt Europa… Nicht selten hat z.B. 
die Europäische Union mit der Lösung für die 
aufkommenden Fragen zu tun: sei es, als Mittel-
geber für einen Treffpunkt im Dorf, sei es durch 
die Einrichtung eines europäischen Umwelt-
schutzgebietes, eines Fauna-Flora-Habitats 
(FFH).  Nicht von ungefähr kamen daher die 
Professorin und das Europabüro des Landkrei-
ses Osnabrück zusammen. Dort, im Kreishaus 
am Schölerberg, sind das EUROPE DIRECT 
Landkreis Osnabrück und die Geschäftsstelle 
der Europa-Union Deutschland, Kreisverband 
Osnabrück Stadt und Land e.V., beheimatet. 
Während EUROPE DIRECT als von der EU-
Kommission mitfinanzierte und initiierte Kontakt-
stelle die technische Abwicklung der Akademie-
treffen übernimmt, hat die Europa-Union als Ver-
ein der Europainteressierten die Trägerschaft 
übernommen. Da sei es nur folgerichtig, der 
Akademie den Untertitel „Europa in der Region – 
mal nachgefragt!“ zu geben, so Michael Stein-
kamp, der Leiter von EUROPE DIRECT und Ge-
schäftsführer der Europa-Union.  
 
Schließlich sind auch die Sparkasse Osnabrück 
und die Kreissparkasse Bersenbrück mit einge-
stiegen. Nachfragen gab und gibt es übrigens so 
einige, weiß Marga Pröhl zu berichten: „Die Fra-
ge nach Photovoltaik und entsprechender Förde-
rung z. B. mag zwar durch den Ukrainekrieg 
richtig an Fahrt gewonnen haben, da war sie 
aber vorher!“ Michael Steinkamp freut sich 
schon auf den Herbst: „Dann haben wir mit dem 

Schwerpunkt 
Nachhaltigkeit 
ein echtes Me-
gathema, das 
wir von ver-
schiedenen Sei-
ten beleuchten.“ 
„Das werden 
echt spannende 
Runden!“ er-
gänzt Akademie
-Initiatorin Mar-
ga Pröhl. Zuerst 
einmal wird es 
ab Anfang Okto-
ber im wahrsten 
Sinne des Wortes zweimal tierisch: Es geht am 
4. Oktober – in Kooperation mit der NOZ – um 
den Zoo und seine Tierhaltung. Eine Woche 
später, am 11. Oktober, steht die Rückkehr des 
Wolfes auf dem Programm. Die wird von einer 
breiten Gefühlspalette zwischen Freude und 
Furcht begleitet.    
 
Zwar nicht um Tiere, sondern um Dinge geht es 
im November. Aber dabei wird es garantiert 
auch nicht an Spannung fehlen. „Geht das über-
haupt?“ lautet die (bange) Frage, die über den 
beiden Veranstaltungen steht, und zwar zum 
Thema „Nachhaltig Wohnen in unserer Region“ 
am 8. November und „Geld nachhaltig, sicher 
und lohnend anlegen“ am 22. November 2022. 
 
Bleiben zum Schluss zwei Fragen: Wieso eine 
Online-Reihe statt Veranstaltungen vor Ort? 
Hierfür sei nicht alleine die Pandemie ausschlag-
gebend, erklärt Michael Steinkamp vom Europ-
abüro: „Unser Landkreis ist fast so groß wie das 
komplette Saarland. Es ist schwierig, für eine 
Veranstaltung kurz mal eben z.B. von Melle 
nach Bersenbrück oder von Fürstenau nach Bad 
Rothenfelde zur fahren.“ Effektiver – und auch 
umweltschonender – ist es da, sich dienstags 
um 18 Uhr, z.B. nach getaner Arbeit, vor den 
Bildschirm zu setzen und mitzudiskutieren. „Es 
kann jedoch sein, dass es auch hybride Veran-
staltungen geben wird, z.B. in der Sparkasse 
und Online“ verspricht Steinkamp. 
 
Wieso sind die Sparkassen dabei? „Das hat mit 
der Themensetzung und mit unserer Region zu 
tun“ meint Prof. Dr. Marga Pröhl. Denn einerseits 
habe sich die Kreissparkasse Bersenbrück das 
Thema Nachhaltigkeit in all seinen Facetten aus-
gesucht. Andererseits ist die Sparkasse Osnab-
rück auch aus der früheren Kreissparkasse Osn-
abrück hervorgegangen. Und eine kreisweite 
Veranstaltung wie die Online Regionalakademie, 
die macht beim Jubiläum „50 Jahre Landkreis 
Osnabrück“ in jedem Fall Sinn.  

Michael Steinkamp 

„Wir fragen mal nach!“… Die Online-Regionalakademie 



Kreisverband Göttingen. Im August 2022 ha-
ben sich die führenden Kernkader der Kommu-
nistischen Partei Chinas(KPC) und ehemalige 
Partei- und Staatsführer im Ruhestand erneut in 
Beidaihe versammelt. Beidaihe, das zur Stadt 
Qinhuangdao gehört, liegt im nordöstlichen Teil 
der Provinz Hebei, China, gegenüber dem Ost-
chinesischen Meer. Diese einzige Küstenstadt, 
die nach einer chinesischen historischen Per-
sönlichkeit benannt ist, ist berühmt für ihre wun-
derschöne Naturlandschaft und ihr kühles Klima 
im Sommer. 1953, vier Jahre nach der Grün-
dung der KPC, beschloss Mao Zedong, jeden 
Sommer nach Beidaihe zu fahren, um dort Ur-
laub zu machen und parallel zu arbeiten. Da-
nach wurden zahlreiche Villen für die Führer der 
KPC gebaut. Seitdem werden Sommerreisen 
nach Beidaihe als Tradition 
der KPC fortgesetzt, obwohl 
sie während der Kulturrevo-
lution und unter Hu Jintao 
von 2002 bis 2012 unterbro-
chen wurden. Die Tradition 
wurde unter dem derzeitigen 
Führer der Kommunistischen 
Partei, Xi Jinping, wiederbe-
lebt.  
 
Die Diktatoren totalitärer 
Länder leben wie die einfa-
chen Menschen in einem 
Umfeld von hohem Druck 
und gleichzeitig von ihnen 
selbst geschaffener Angst. 
Der Unterschied besteht darin, dass je höher 
ihre Position ist, desto intensiver sind die tägli-
chen Kämpfe. Dies wird durch die Tatsache be-
stimmt, dass die Ideologie der Kommunistischen 
Partei die Natur des Kampfes betont. Die Spit-
zenführer der Partei wissen oft nicht, wem sie 
vertrauen sollen, und sie sind voll Misstrauen 
und hüten sich vor ihren Genossen. Daher ha-
ben sie am meisten Angst, dass ihre Untergebe-
nen Banden und kleine Kreise bilden, und sie 
haben Angst, dass sie sich gegen sie verschwö-
ren. Die täglichen Aktivitäten hochrangiger Par-
teikader werden auch von Leibwächtern des 
zentralen Sicherheitsbüros um sie herum genau 
überwacht. Das Central Guard Bureau ist dem 
Generalbüro des Zentralkomitees der KPC un-
terstellt, und der Chef des Büros ist normaler-
weise der „vertrauenswürdigste Kumpan“ der 
obersten Führer.  
 
In China gibt es zwei politische Slogans, die so-
gar alle Grundschüler kennen: „Politische Macht 
erwächst aus dem Lauf einer Waffe (Armee)“ 
und „Die Partei lenkt die Waffe.“ Das Regime der 
KPC stammt aus einer gewaltsamen Revolution, 
und fundamentalistische Kommunisten glauben 
an Gewalt. Daher können die Oberführer der 

Partei erst dann die politische Initiative ergreifen, 
wenn sie die militärische Macht des Pekinger 
Garnisonsbezirks und des Zentrales Wachbüros 
des Generalbüros der KPC gemeistert haben. 
Die Beidaihe-Konferenz existiert genau, um den 
hochrangigen Führern der Kommunistischen 
Partei Chinas die Möglichkeit zu geben, sich per-
sönlich auszutauschen, zumal sie im Strudel der 
Politik oft unter strenger Beobachtung stehen 
und sich nicht wohl miteinander fühlen können. 
Gleichzeitig ist Beidaihe als geschlossene Ver-
sammlung, die keine Informationen an die Au-
ßenwelt weitergibt, auch ein Ort, an dem die Eli-
ten der KPC heimlich Interessen verteilen und 
Vorkehrungen für die zukünftige personelle Zu-
sammensetzung der Partei treffen. Historisch 
gesehen traf die KPC während der Beidaihe-

Konferenz oft wichtige Ent-
scheidungen.  
 
Vielleicht würden Sie argu-
mentieren, dass es nicht nor-
mal ist, dass ein Politiker über 
einige aktuelle heiße Themen 
außerhalb seines Hauptver-
antwortungsbereichs spricht? 
Sie haben Recht: in den meis-
ten normalen Ländern ist dies 
der Fall, aber es trifft nicht auf 
die KPC zu. Die KPC hat je-
des Wort in den Reden hoch-
rangiger Beamter und sogar 
in formellen Konferenzreden 
wiederholt und rigoros ge-

prüft. "Der Terminkalender eines hochrangigen 
Beamten musste in kurzer Zeit angepasst wer-
den, also kamen andere Kollegen, um ihn zu 
ersetzen", so eine Geschichte kann der KPC nie 
passieren. Da der Kollektivismus unter dem To-
talitarismus die Vernichtung der Persönlichkeit 
jedes einzelnen Individuums ist und jeder eine 
Schraube in der riesigen Regimemaschinerie ist, 
machen auch die hochrangigen Parteikader kei-
ne Ausnahme. Sie können nur nach dem stren-
gen Rang und Gesetz wie vorgeschrieben klas-
sifiziert werden. Die Kommunistische Partei legt 
Wert auf Konsistenz, und von außen müssen die 
Kader einheitlich und monolithisch auftreten. 
Jegliche persönliche Äußerung ihres täglichen 
Lebens ist nicht erlaubt. Bereits während des 
Kalten Krieges hatten einige amerikanische Ge-
heimdienste Geheimdienstoffiziere mit einem 
Hintergrund in der Erforschung der Körperspra-
che organisiert, um das Videomaterial der Mili-
tärparade des sowjetischen Führers auf dem 
Roten Platz zu analysieren und die Veränderun-
gen im System der Kommunistischen Partei der 
Sowjetunion zu beurteilen. Von der Sitzordnung 
der Führer auf der Tribüne bis hin, ob das Publi-
kum winkte, lässt sich so eine politische Analyse 
fertigen.          Yuhan Huang  

Vortrag: Wohin wird China nach 2022 gehen? 



Europäische Föderalisten Oldenburg. Unter 
der Überschrift „Über Klimaneutralität hinaus-
denken: national – international – fair“ diskutier-
ten Anfang Dezember Sibylle Eck (Projektleiterin 
EU-Taxonomie der EWE), Kai Wehnemann 
(Umweltbundesamt), Susanne Menge MdB 
(Bündnis 90 / Die Grünen) und Sonja Mander-
bach (Aktivistin bei „Letzte Generation“ und 
„Extinction Rebellion“) an der VHS Oldenburg. 
Moderiert wurde die Veranstaltung vom Vorsit-
zenden der Europäischen Föderalisten Olden-
burg, Peter Meiwald. Gefördert wurde sie vom 

Amt für regionale Landesentwicklung Weser-
Ems. 
 
Aktivistin Manderbach machte dabei wiederholt 
deutlich, dass die Proteste der „Letzten Genera-
tion“ aus ihrer Sicht unverzichtbar seien, um die 
Gesellschaft aufzurütteln. Ihre Organisation sei 
eine Art „Feueralarm“, der auch auf die Rechte 
der vom Klimawandel Betroffenen aufmerksam 
machen möchte, die noch nicht wahlberechtigt 
seien. Dazu gehörten etwa Minderjährige oder 
Ungeborene. Auch sei es an der Gesellschaft, 
die „Komfortzone“ zu verlassen und radikale We-
ge zu gehen.  
 
Zuvor hatte Kai Wehnemann aus Sicht des Um-
weltbundesamtes den Fortschritt Deutschlands 
beim Klimaschutz dargestellt. Die neue Regie-
rung, so Wehnemann, tue zwar deutlich mehr für 
den Klimaschutz als die vorherige. Allerdings 
würden insbesondere im Bereich Verkehr die 
Ziele weiter verfehlt: „Es gibt also durchaus 
Grund für Optimismus - außer, wenn man auf 
den Verkehrssektor blickt“. Die Bundestagsab-
geordnete Menge kritisierte die Organisation des 

politischen Betriebes in Berlin und machte die 
Arbeitsweise des Bundestages und der Ministe-
rien für den fehlenden Fortschritt mitverantwort-
lich. So arbeiteten Ministerien wie das Wirt-
schafts-, Umwelt- und Verkehrsministerium oft 
eher gegen- als miteinander. Dies müsse sich 
ändern.  
 
Sybille Eck vom regionalen Energieversorger 
EWE berichtete vom Engagement ihres Unter-
nehmens im Bereich der Erneuerbaren Ener-
gien. So baue das Unternehmen vermehrt Wind-

parks und werde künftig keine neuen Gashei-
zungen installieren lassen, auch nicht bei Kun-
dinnen und Kunden. Auch Eck sah indes den 
Ball im Spielfeld der Politik: „Wenn die Genehmi-
gungsverfahren schneller würden, könnten wir 
auch viel schneller arbeiten und die Windenergie 
sowie die Elektro-Ladeinfrastruktur schneller 
ausbauen.“ 
 
Im Anschluss an das Panel diskutierten die vier 
Expertinnen und Experten mit Gästen aus dem 
Publikum. Hierbei wurde deutlich, dass man sich 
bei der Dringlichkeit stärkerer Klimaschutzmaß-
nahmen einig ist, während insbesondere die We-
ge und die politischen Einzelmaßnahmen weiter-
hin umstritten bleiben. 
 
Foto (von links): VHS-Geschäftsführer Andreas 
Gögel, Helge Peter Ippensen vom Amt für regio-
nale Landesentwicklung Weser-Ems, Peter Mei-
wal, Sonja Manderbach, Susanne Menge, Sybil-
le Eck, Kai Wehnemann. Foto: Henning Kul-
barsch 
 

Dr. Henning Kulbarsch  

Diskussion über Klimaneutralität an der VHS Oldenburg 



Kreisverband Cuxhaven.  
 
Ist dieser berühmte Satz von Michail Gor-
batschow überhaupt so gefallen?  
 
Der Autor Reinhold Friedl stellt in seinem bibli-
schen Kriminalroman „Das Evangelium aus dem 
Herodesgrab“ dar, dass dieser Satz von seinem 
fiktiven Journalisten Amandus Abendroth 
stammt. Das könnte man als absurd oder abwe-
gig bezeichnen, auch wenn es sich um eine Ro-
manfigur handelt. Es klingt allerdings weniger 
abwegig, wenn man erfährt, wie diese Zuschrei-
bung in Friedls Roman gekommen ist.  
 
Hier zunächst als Zitat die Passage aus Friedls 
Roman und anschließend ein Bericht von Re-
cherchegesprächen zu diesem Roman mit dem 
Journalisten Jürgen Metkemeyer, der ab 1984 
DDR Korrespondent der Nachrichtenagentur 
Associated Press (ap) in Berlin gewesen ist:  
 
„Zumindest für einige Jahre wollte er wieder im 
internationalen Journalismus arbeiten. Er hatte 
alte Netzwerke aus seiner Tätigkeit als junger 
Journalist bei Associated press aktiviert. Für AP 
hatte er vor langer Zeit als Korrespondent in Ost-
Berlin gearbeitet, wozu ihm seine 
guten Englischkenntnisse durch 
mehrere Auslandsemester seines 
Studiums in London dienlich ge-
wesen waren. Gern erinnerte er 
sich daran, wie er eine übersetzte, 
verschachtelte Stellungnahme des 
Gorbatschow-Sprechers Gennadi 
Gerassimow anlässlich eines Be-
suches bei Erich Honecker im Ok-
tober 1989 zu einem inzwischen 
berühmten, griffigen Gorbatschow-
Satz, nach gemeinsamer Interpre-
tation mit einem dpa-Kollegen, für 
eine AP-Meldung zusammenfass-
te: Wer zu spät kommt, den be-
straft das Leben.  
 
Ebenfalls hatte er zu dem AP-
Team gehört, das vier Minuten nach 
Schabowskis berühmter Pressekonferenz und 
den Worten des SED-Politbüromitglieds ´Das tritt 
nach meiner Kenntnis…ist das sofort, unverzüg-
lich´ die AP Eilmeldung bei den Medien weltweit 
über die Ticker laufen ließ: DDR öffnet Grenzen. 
Das war etwas aufregender gewesen als seine 
Tätigkeit für das Provinzblatt, die aber wiederum 
ganz andere Vorzüge hatte.“ (aus: Reinhold 
Friedl: Das Evangelium aus dem Herodesgrab. 
Biblischer Kriminalroman. Isensee-Verlag. 
Oldenburg. 2. Aufl. 2018. S. 23) 
 
Während der Recherchen zu meinem Roman 
traf ich mich häufig mit Jürgen Metkemeyer, der 

in der Schiller-
straße in 
Cuxhaven die 
Weinhandlung 
und Weinstube 
„Wein und De-
sign“ betrieb. Er 
war dieser AP-
Korrespondent, 
der mit einem 
dpa-Kollegen 
die verschach-
telte Stellung-
nahme von Gor-
batschow-
Sprecher Gen-
nadi Geras-
simow nach 
dem Gor-
batschow-
Treffen mit Ho-
necker aufge-
nommen, die 
dieser in Englisch abgab. Die wesentliche Über-
setzung stammte laut Metkemeyer von ihm, da 
er besser Englisch sprach. Gemeinsam mit dem 
dpa-Kollegen Heinz-Joachim Schlötte entwickel-

ten sie in einer Art sprachlichem 
Ping-Pong den griffigen Satz: Wer 
zu spät kommt, den bestraft das 
Leben.  
 
Diesen Satz verbreiteten beide 
über ihre Agenturen, ohne zu ah-
nen, welche politische Dynamik er 
entfalten sollte. Michail Gor-
batschow fühlte sich offenbar ge-
lungen interpretiert und nahm diese 
Formulierung später in seine Me-
moiren auf.  Dabei dankte er Ge-
rassimow für die treffende Wieder-
gabe seines Gedankens. 
 
Jürgen Metkemeyer wechselte 
1990 von Associated Press zur 
Frankfurter Rundschau, wo er CvD 

und stellvertretender Chefredakteur war. Ab 
2005 war Metkemeyer Chefredakteur der Pforz-
heimer Zeitung. Zur Zeit meiner Recherche war 
er neben Weinhändler freier Journalist, u.a. für 
die Szene Cuxhaven tätig. Metkemeyer motivier-
te mich, meinen Journalisten Amandus Abend-
roth, der in meinen bisherigen Romanen Lokal-
reporter für den Oste-Kurier war, mit internatio-
nalem journalistischen Hintergrund zu versehen 
und berichtete dazu spannende Geschichten 
aus seinem Journalistenleben. Das passte gut 
zu meinem biblischen Kriminalroman, der über-
wiegend im Heiligen Land, Israel, Palästina, 
Westjordanland, Jordanien und Genf spielt. 

Prof. Reinhold Friedl 

Wer zu spät kommt, den bestraft das Leben... 



Kreisverband Diepholz.  Für 
Mittwoch den 28. September 
hatte der Kreisverbandes 
Diepholz zur Diskussion mit 
Landtagskandidaten der de-
mokratischen Parteien, die in 
unserem Landkreis zur Wahl 
stehen, ins Gasthaus „Zur 
Penne“ nach Twistringen ein-
geladen. Die junge Moderato-
rin und Mitglied im Kreisvor-
stand DH Lena Groß begrüß-
te die zahlreich erschienen 
und sehr interessierte Gäste 
mit einer Einleitung und Dar-
stellung unserer Ideen für 
eine vertiefte und erweiterte 
handlungsfähigere EU und unseren Vorschlägen 
was denn alles in Hannover an Unterstützung 
und Initiative möglich ist.  
 
So ging es z.B. um einen Europabezug in der 
Landesverfassung, um mehr Kompetenzen für 
das Europaministerium, um die Möglichkeiten 
zur besseren Förderung europapolitischer  Initia-
tiven, der flächendeckenden Einrichtung von 
Europäischen Informationszentren und der politi-
schen Bildung in Schule, der außerschulischen 
Jugend- und Erwachsenenbildung, der Europa-
schulen und der Landeszentrale für politische 
Bildung. Kontrovers wurden die Möglichkeiten 
des Europaministeriums diskutiert bis hin zur 
Abschaffung und eine Kompetenzverlagerung 
zur Sicherung von mehr Einfluss (FDP und 
CDU). In allen anderen Punkten wurde uns eine 

breite Unterstützung, insbesondere was die För-
derung der politischen Bildung angeht, zugesagt 
und wir sind gespannt was aus diesen Zusagen 
umgesetzt werden kann.  
 
Hoffnungsfroh stimmt der beschlossene Koaliti-
onsvertrag von Rot-Grün und dass unser Vor-
standsmitglied, bisheriger Vorsitzender der Par-
lamentariergruppe und wiedergewählter  Abge-
ordneter für den Südkreis Marcel Scharrelmann 
nun auch noch Vorsitzender des Europaaus-
schusses geworden ist.  
 
Auf dem Foto von links nach rechts: Alexander 
Grafe (FDP), Kenneth Bak (SPD), Dr. Burkhard 
Bauer, Marcel Scharrelmann (CDU) und Jürgen 
Abelmann (Linke) 

Gerhard Thiel 

Europa greifbar machen 

Ehrenamtliche wollen wieder Normalität 
Kreisverband Bad Pyrmont. In der Einschätzung der bewaffneten Konfrontation zwischen Russ-
land und Ukraine was Intensität und Dauer angeht, so bleibt zu hoffen, dass wir einem Ende der 
schweren Auseinandersetzung entgegensehen, auch wenn gerade jetzt die Ukraine die vehement 
geforderten Waffen zugeführt bekommt. Oberstes Ziel auch des angegriffenen Staates muss es 
sein, über Verhandlungen einem erträglichen Waffenstillstand entgegenzugehen. Da bleibt kein 
Raum für Revanche oder Ehrgehabe. Es mögen sich alle bewegen und mit gesundem Augenmaß 
die Zukunft zu planen und auch den Medien keinen Anlass zu geben,  mit übertriebenen Meldungen 
Ängste, gar Paniken  zu schüren. Denken wir mal drüber nach, wem das von Nutzen wäre. 

Wir Ehrenamtlichen wollen wieder Normalität. Dabei sind wir auf einem guten Weg, von unseren 
eigenen Mitgliedern hat Erich Strowick als Optikermeister über das Licht referiert, Dr. Manfred Hol-
me aus seinem medizinischen Lebenswerk. Er fasst für diejenigen, die nicht im Rathaus zugegen 
waren, noch einmal einige Gedanken und Erkenntnisse in diesem Rundschreiben zusammen. Dar-
über hinaus noch Weitere Texte zur gefälligen Kenntnisnahme. Wir haben mit den MdEPs Lange 
und McAllister zwei Ausschussvorsitzende aus Straßburg als Vortragende im Rathaus gehabt und 
einen intimeren Einblick in die laufende Europapolitik erhalten. 

Unsere Reisen nach Bremen und in die Niederlande fanden Anklang. Mit 34 Personen ging es vom 
05.September an über Halle nach Dresden mit interessantem Programm. Auf dem Weg dahin be-
richtete Dr. Kruse über seine Heimatstadt und Dr. Holme über einen berühmten Arzt und Staats-
mann, der im benachbarten Königreich wirkte und tragisch endete. Auch das napoleonische Wirken 
in Erfurt wurde  dargestellt.            Michael Nousch 



Kreisverband Hameln. Am 29. Juni bekam die 
Europa-AG des Albert-Einstein-Gymnasiums 
Hameln, Besuch einer Politik-Studentin aus Ber-
lin, die mit uns ein Planspiel zum Thema 
„Europäische Union“ machen wollte. Zunächst 
gab es ein wenig Grundlagenwissen zu der EU 
in Form von kleinen Spielen, wie zum Beispiel 
einem Europa-Activity-Bingo oder einem Zuord-

nungsspiel. Dabei tauchten Fragen 
auf wie zum Beispiel „Wie heißt die 
EU-Kommissionspräsidentin?“, „Wie 
viele Sterne hat die Europaflagge?“ 
oder „Welches europäische Land ist 
nicht in der EU?“.  
 
Danach wurde das abschließende 
Planspiel vorbereitet, eine Ratssit-
zung der Europäischen Union. The-
ma der Ratssitzung sollte die Kli-
maneutralität sein, wozu wir in Grup-
pen zu je zwei Personen eingeteilt 
wurden. Jede Gruppe vertrat ein EU-

Mitgliedsstaat. Nach einer kurzen Pause ging es 
los. Bereits nach wenigen Minuten kam es zu 
hitzigen Wortwechseln der verschiedenen Par-
teien, ob eine Klimaneutralität bis 2030 sinnvoll 
und überhaupt durchsetzbar sei. Nach knapp 90 
Minuten kam es dann zur finalen Abstimmung, 
wobei die meisten für ein Gesetz zur Klimaneut-
ralität stimmten.    Marvin Sonntag 

 Europa-AG gewinnt Planspiel 

Europäische Föderalisten Oldenburg wählen neuen Vorstand 
Europäische Föderalisten Oldenburg. Bei ih-
rer diesjährigen Mitgliederversammlung in den 
Räumen der Jugendherberge Oldenburg haben 
die Europäischen Föderalisten Oldenburg ihren 
Vorstand neu gewählt. Der proeuropäische Ver-
ein setzt sich als Teil der Europa-Union Deutsch-
land seit vielen Jahren für ein friedliches, sozia-
les und föderales Europa ein. Als Vorsitzender 
wiedergewählt wurde der ehemalige Bundes-
tagsabgeordnete Peter Meiwald. Zu seinen Stell-
vertretern wurden Anke-Fink Heinemann sowie 
Steffen Akkermann gewählt. Fink-Heinemann 
übernimmt auch erneut das Amt der Schatz-
meisterin. Zu Beisitzerinnen und Beisitzern wur-
den Elisabeth Akkermann, Jens Albers, Alaa 
Alhamwi, Sonja Ebbing, Henning Kulbarsch, 
Wolfgang Nafroth, Michael Neuhof und Tom 
Schröder gewählt. Alle Wahlen fielen ein-
stimmig aus. Annette Meelhoop und Julia 
Schmelter schieden aus dem Vorstand aus, 
da sie nicht erneut kandidierten. Die Ver-
sammlung dankte beiden für ihre langjähri-
ge Mitarbeit und ihr tatkräftiges Engage-
ment. 
 
Zuvor berichtete Meiwald von den im ver-
gangenen Jahr 2021 stattgefundenen Akti-
onen des Vereins. So informierten Mitglie-
der des Vereins während der Europawoche 
im Mai 2021 bei Wind und Wetter in der 
Oldenburger Innstadt Interessierte über die 
Arbeit der EU und diskutierten mit ihnen 
über Verbesserungsvorschläge. An einer 
Videoaktion nahm unter anderem auch die 
damalige niedersächsische Europaministe-
rin Birgit Honé teil. Und während des Bun-

destagswahlkampfes wurden unter dem Titel 
„Ein neuer Aufbruch für Europa?“ an der VHS 
Oldenburg die Kandidierenden zum Deutschen 
Bundestag auf ihre europapolitischen Positionen 
abgeklopft. Über diese und weitere trotz der 
Corona-Beschränkungen gelungenen Aktionen 
freuten sich die Mitglieder der Europäischen Fö-
deralisten ebenso wie über steigende Mitglieds-
zahlen: So sind inzwischen 89 Menschen Mit-
glied des Vereins.       Henning Kulbarsch 
 
Foto (von links): Alaa Alhamwi, Peter Meiwald, 
Tom Schröder, Sonja Ebbing, Jens Albers, Hen-
ning Kulbarsch, Anke Fink-Heinemann, Wolf-
gang Nafroth, Steffen Akkermann, Elisabeth Ak-
kermann. Nicht auf dem Foto: Michael Neuhof. 
Foto: Julia Schmelter 



Die europäische Rechtsstaatlichkeit und ihre Widersacher 

Kreisverband Vechta. Auf Einladung von Prof. 
Dr. Peter Nitschke, Vorsitzender der Europa-
Union, Kreisverband Vechta,  hielt am 
15.09.2022 Prof. Dr. Hermann-Josef Blanke im 
Rahmen der Rathausgespräche einen Gastvor-
trag zu dem Thema „Die europäische Rechts-
staatlichkeit und ihre Widersacher – Anmerkun-
gen zur Situation in Polen“. 
 
In seinem umfassenden und tiefschürfenden 
Vortrag erörterte Prof. Blanke die Bedeutung der 
Rechtsstaatlichkeit für die Existenz eines verein-
ten Europas. Nach seiner Darlegung berührt sie 
den Wesenskern der Union mit dessen zugrunde 
liegendem Prinzip des Schutzes der bürgerli-
chen Grundwerte. Vor dem Hintergrund von 
Tendenzen zu einer Entwicklung illegitimer 
Rechtsstaatlichkeit vor allem  in den Visegard-
Staaten seien besondere Anstrengungen der 
Europäischen Gemeinschaft nötig, Verstößen 
gegen unsere Grundwerte zu widerstehen. Eine 
solche illiberale Rechtsstaatlichkeit gebe es in 
Polen, Rumänien und in der Slowakei, am 
stärksten in Polen und Ungarn. Die Unabhängig-
keit der Justiz z.B. sei verloren gegangen und 
der Einfluss der Exekutive auf die Justiz habe 
zugenommen. Die PiS-Regierung in Polen habe 
z.B. das Eintrittsalter der Justizbeamten abge-
senkt, um so die Ämter mit „regierungstreuen“ 
Beamten zu besetzen und damit Einfluss auf 
deren Entscheidungen  zu bekommen. Waren 
Richter nicht gefügig, wurden sie versetzt oder 
entlassen. Außerdem hat Polen eine Disziplinar-
kammer für Richter eingerichtet, die die Unab-
hängigkeit nochmals beschneidet. Hinzu kommt 
die Beeinträchtigung der Medien. Der Europäi-

sche Gerichtshof hat diesen Missstand verurteilt 
und anschließend eine Strafe verhängt, da Polen 
die Strafe von täglich 1 Million Euro bisher nicht 
gezahlt hat. Daraufhin hat die Europäische Kom-
mission die Zwangsgelder für die ersten beiden 
Monate mit den Fördergeldern verrechnet, die 
Polen zustehen. Der all diesem zugrunde liegen-
de Konflikt eskalierte am 07.Oktober 2021, als 
das polnische Verfassungsgericht die Auslegung 
einzelner Vorschriften der Verträge der Europäi-
schen Union als nicht verbindlich für Polen er-
klärte, soweit die Auslegung die polnische Ge-
richtsbarkeit betrifft. Diese und andere Urteile 
verstoßen nach Ansicht der EU-Kommission 
aber gegen den Vorrang des EU-Rechts und die 
bindende Wirkung von EuGH-Urteilen. 
 
Wie Prof. Blanke aufwies, ist die Union abhängig 
gerade von den Rechtsentscheidungen, hat aber 
keine Macht, sie im Falle eines Konflikts durch-
zusetzen. Eine Nachgiebigkeit gegenüber Staa-
ten, die gegen die Grundsatzregeln verstoßen, 
kommt dennoch im Rechtssicherheitsbereich 
nicht in Frage, wohl aber im Ersatzleistungsbe-
reich. Seit dem Vertrag von Amsterdam (Art. 7) 
ist es jedoch sehr schwer, ein Verfahren gegen 
angeklagte Staaten mit Erfolg abzuschließen, da 
im Europäischen Rat dafür eine Einstimmigkeit 
nötig ist. Im vorliegenden Fall verweigert Ungarn 
die Zustimmung und blockiert dadurch eine Ver-
urteilung Polens. 
  
Um diesem Dilemma abzuhelfen, erließ die 
Kommission eine Verordnung, mit der die Ver-
weigerung von Corona-Geldern gegenüber den 
Staaten, die keine Rechtssicherheit bieten, 
durchgesetzt werden kann. Will ein Staat in den 
Genuss dieser Gelder kommen, muss er sich 
nach dem Konditionalitätsprinzip an die verein-
barten rechtlichen Regeln (konkret: an den Sta-
bilitäts- und Wachstumspakt) halten. In Zukunft 
wird es allerdings nach Prof. Blanke wohl unum-
gänglich sein, „Rechtsstaatlichkeit“ und „ Solida-
rität“ neu zu definieren. An den Vortrag schloss 
sich eine lange und intensive Diskussion an. 

Helmut Backhaus 



Sportliches Großereignis beim KV Vechta 

Kreisverband Vechta. Der Kreisverband Vechta 
der Europa-Union führte auch in diesem Jahr 
wieder zahlreiche Veranstaltungen und Aktionen 
durch. Es wurden mehrere Vorträge zu den The-
men Europarecht, Wirtschaft und Medizin gehal-
ten und im Sommer beteiligten sich Mitglieder 
des Kreisverbandes Vechta mit einem Info-
Stand an einer Ausstellung in der Vechtaer In-
nenstadt.  
 
Im Zentrum der Aktivitäten des Kreisverbandes 
Vechta stand allerdings ein sportliches Großer-
eignis, die Aktion „SgH bewegt Europa“, welche 
federführend vom Kreisverband Vechta organi-
siert wurde. In den Sommerferien (14. Juli bis 
24. August) wurden alle Einwohnerinnen und 
Einwohner im Landkreis Vechta dazu eingela-
den, während ihrer Urlaubszeit aus einem der 27 
Mitgliedsstaaten der Europäischen Union ein 
Foto bei einer sportlichen Tätigkeit einzusenden 
und dabei ein kleines Startgeld zugunsten der 
„Aktion Sportler gegen Hunger“ zu spenden. 
Gleichzeitig nahmen auch alle Teilnehmer an 
einer Verlosung teil. Die Challenge bestand da-
rin, aus allen 27 EU-Mitgliedsstaaten möglichst 
ein Foto zu erhalten. Diese wurden dann in den 
lokalen Medien sowie in den sozialen Netzwer-
ken geteilt. Die Schirmherrschaft für die Europa-
Aktion übernahmen der Landrat des Landkreises 

Vechta, 
Tobias Ger-
desmeyer, 
die Lohner 
Bürgermeis-
terin Dr. Hen-
rike Voet so-
wie der Leiter 
der Sportre-
daktion von 
OM-Medien, 
Carsten Bon-
ing. Die drei 
Schirmherren 
erklärten sich 
bereit, im 
Fall, dass 
aus allen 27 
Mitgliedern 

Urlaubsfotos geschickt wurden, um den Dümmer 
See zu laufen. 
 
Zum Auftakt der Aktion begrüßten der Vorsitzen-
de des Kreisverbandes Vechta, Professor Dr. 
Peter Nitschke, und das Organisationsteam der 
Aktion „SgH bewegt Europa“ 60 Sportlerinnen 
und Sportler auf dem Europa Platz in der 
Vechta.er Stadtmitte. Gemeinsam mit ihnen ver-
wandelten sie die Vechtaer Innenstadt in ein 
buntes Fahnenmeer. Die Läuferinnen und Läufer 
trugen die Nationalflaggen aller EU-Staaten bei 
ihrem 5 km langen Lauf durch die Innenstadt. 
Die Welle der Europa-Begeisterung rollte durch 
den ganzen Landkreis Vechta. Während der ge-
samten Sommerferien wurden Urlaubsfotos von 
Sportlern, Familien und Gruppen bei einer Wan-
derung, beim Radfahren, Laufen oder Schwim-
men in den sozialen Netzwerken geteilt und in 
der Oldenburgischen Volkszeitung veröffentlicht. 
Gespannt verfolgten die Organisatorinnen und 
Organisatoren, ob das Ziel erreicht wurde, aus 
allen EU-Ländern Urlaubsfotos zu erhalten. Und 
tatsächlich, Ende August konnten das Organisa-
tionsteam melden: „Challenge completed – aus 
allen 27-EU Ländern sind Fotos eingetroffen.“ 
 
Anfang September lösten der Landrat Gerdes-
meyer, die Lohner Bürgermeisterin Dr. Voet und 
OM-Medien Sportchef Carsten Boning die Wette 
ein. Sie starteten mit vielen Sportlern und Mit-
gliedern des Kreisverbandes der Europa-Union 
zur Dümmerrunde. Anschließend fand am Ufer 
des Dümmers vor den wehenden Nationalflag-
gen der EU-Länder eine Abschlussveranstaltung 
statt.  
 
Der Vorsitzende des Kreisverbandes Vechta der 
Europa-Union, Professor Nitschke, bedankte 
sich bei allen, die sich an der Organisation und 
am Wettkampf beteiligten. Landrat Gerdesmeyer 
und Bürgermeisterin Dr. Voet drückten ihre Be-
geisterung über die „gelungene Akton für ein 
vereintes Europa“ aus. Zum Abschluss konnte 
das Organisationsteam der Europa-Challenge 
einen Spenden-Scheck in Höhe von 5387 Euro 
zugunsten von „Sportler gegen Hunger“ überrei-
chen.        Janett Peschel  



Kreisverband Göttingen. Gut 40 Interessierte 
hatten sich Mitte November 2022 in der Galerie 
Alte Feuerwache eingefunden, um sich bei ei-
nem Europagespräch des Göttinger Kreisver-
bandes der Europa-Union über die politische 
Lage in dessen Heimat und zur Positionierung 
Bulgariens im europäischen Kontext zu informie-
ren. Den Kontakt zu dem bulgarischen Europa-
abgeordneten Radan Kanev, der 2019 in das 
Europäische Parlament gewählt wurde und sich 
dort der Fraktion der Europäischen Volkspartei 
angeschlossen hat, hatte das Vorstandsmitglied 
Boryana Ventcharska Borstelmann, selbst ge-
bürtige Bulgarin, hergestellt. 
 
Radan Kanev hat sich in der nationalen Politik 
einen Ruf als vehementer Kritiker des ehemali-
gen bulgarischen Premierministers Bojko Boris-
sow erworben, weil er unabhängig von mehr 
oder weniger berechtigten Korruptionsvorwürfen 
gegen Borissow und dessen Umgebung keine 
Fortschritte im Justizsystem und der Ach-
tung des Privateigentums sah. Er bedauer-
te, dass es bei den Parlamentswahlen im 
Oktober 2022 zwar eine Mehrheit für die 
proeuropäische Parteien gegeben habe, 
allerdings sich keine der betroffenen Frakti-
onen traue, sich über eine gemeinsame 
Regierungsbildung, sei es auch nur ein Ka-
binett von Technokraten, zu verständigen. 
Dabei sei das auch deshalb dringend nötig, 
weil der als er prorussisch geltende Staats-
präsident und die von diesem abhängige 
Übergangsregierung erwartungsgemäß ver-
hindere, dass die im Parlament von der pro-
europäischen Mehrheit jüngst beschlosse-
nen Maßnahmen zur Unterstützung der Uk-
raine – einschließlich der Lieferung militäri-
scher Güter - umgesetzt werden.  

In der sich anschließenden Diskussion verglich 
Kanev die Stellung des bei den Parlamentswah-
len im Oktober wieder erstarkten ehemaligen 
Ministerpräsidenten Borissow, dessen Partei 
GERB neuerlich die stärkste Fraktion stellt, mit 
derjenigen von Benjamin Netanjahu in Israel, der 
genauso polarisiere und das politische Klima in 
seiner Heimat vergiftete. Erfreut waren die Zuhö-
rerinnen und Zuhörer, als der Referent erklärte, 
zwar kurzfristig keine Umsetzung der wesentli-
chen Arbeitsergebnisse der Zukunftskonferenz 
zu erwarten, persönlich sich aber mit diesen Zie-
len in erheblichen Umfang zu identifizieren. So 
forderte Kanev für den Europäischen Rat die 
Aufgabe des Einstimmigkeitsprinzips und den 
Übergang zu qualifizierten Mehrheiten auf zu-
sätzlichen Politikfeldern, insbesondere der Au-
ßen- und Sicherheitspolitik. 

 
Foto: vlnr. Kanev, Borstelmann, Adam 
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Europagespräch: Radan Kanev zu „Bulgarien und die Europäische Union“  

DerÊGöttingerÊKreisverbandÊderÊEuropa-UnionÊDeutschlandÊnimmtÊAbschiedÊvon 
 

Friedhelm Hesse 
 
ErÊistÊamÊ6.ÊNovemberÊ2022ÊnachÊkurzerÊschwererÊKrankheitÊimÊ79.ÊLebensjahrÊvonÊunsÊgegangen.ÊBisÊzuletztÊ
hatteÊerÊanÊunserenÊEuropagesprächenÊteilgenommen. 
 
FriedhelmÊHesseÊwarÊseitÊ2013ÊstellvertretenderÊVorsitzenderÊunseresÊKreisverbandesÊundÊhatteÊvieleÊFreundin-
nenÊundÊFreundeÊimÊLandesverbandÊNiedersachsen.ÊWirÊkonntenÊaufÊihnÊzählen,ÊwennÊesÊumÊIdeenÊfürÊVorträ-
ge,ÊAktionenÊundÊStudienreisenÊging.ÊFriedhelmÊHesseÊwarÊeinÊMannÊderÊTat.ÊInÊseinemÊFreundes-ÊundÊBe-
kanntenkreisÊwarbÊerÊunablässigÊfürÊdenÊEuropagedankenÊundÊeinÊEngagementÊinÊunsererÊüberparteilichenÊVer-
einigung. 
Ê 
DieÊEuropäischenÊFöderalistenÊinÊderÊGöttingerÊEuropa-UnionÊsindÊFriedhelmÊHesseÊfürÊseinenÊvorbildlichenÊ
EinsatzÊsehrÊdankbarÊundÊwerdenÊihmÊeinÊehrendesÊAndenkenÊbewahren. 
 

SaschaÊVölkeningÊÊÊÊÊÊÊÊÊÊÊÊÊÊÊÊÊÊÊÊÊHarmÊAdam  YonasÊSchiferauÊ Dr.ÊKarlÊAdam 
Ê   ÊÊÊÊÊÊÊÊÊÊÊ 

Europa-UnionÊDeutschlandÊKreisverbandÊGöttingenÊe.V. 



65. Bundeskongress der Europa-Union. Am 8. 
und 9. Oktober 2020 fand in Augsburg der 65. 
Bundeskongress der überparteilichen Europa-
Union Deutschland unter dem Motto „Raus aus 
der Krise – nur mit Europa!“ statt. Er stand unter 
dem Eindruck des russischen Angriffskrieges 
gegen die Ukraine, der von den Europäischen 
Föderalisten auch als Angriff gegen das europäi-
sche Wertefundament empfunden wird. Der nie-
dersächsische Landesverband – einer von drei 
Landesverbänden, die auch während der 
Corona-Pandemie noch steigende Mitglieder-
zahlen verbuchen – war durch seinen Landes-
vorsitzenden Harm Adam (Göttingen) sowie die 
Vorstandsmitglieder Anke Fink-Heinemann 
(Oldenburg), Bernd Wolf (Hannover), Gerhard 
Thiel (Diepholz), Ja-
nett Peschel (Vechta), 
Marcus Oberstedt 
(Osterholz), Tobias 
von Gostomski 
(Gifhorn) und den 
Oldenburger Kreisvor-
sitzenden Peter Mai-
wald vertreten. 
 
„Raus aus der Krise – 
nur mit Europa!“ zog 
sich als Kongressmot-
to wie ein roter Faden 
durch den Ablauf des 
Bundeskongresses, 
der von den Delegier-
ten schon fast als et-
was besonderes empfunden wurde, weil er erst-
mals nach drei Jahren wieder in Präsenz durch-
geführt werden konnte. In seinem politischen 
Bericht betonte Präsident Rainer Wieland mit 
Blick auf die aktuellen Herausforderungen, Kri-
sen und Kriege: „Wir haben die Aufgabe die Bot-
schaft der europäischen Idee, die gerade in trü-
ben Zeiten stärker und heller strahlt, weiter zu 
verbreiten und in die politische Debatte einzu-
bringen“. Er kündigte an, dass zur Europawahl 
ein föderalistisches Manifest verabschiedet wer-
den solle, an dem die Europa-Union die Wahl-
aussagen der Parteien messen werde. 
 
Im von der Bundesgeschäftsstelle in Abstim-
mung mit dem Landesverband Bayern und dem 
Kreisverband Augsburg perfekt vorbereiteten 
Rahmenprogramm betonten alle Rednerinnen 
und Redner wie beispielsweise Anton Hofreiter, 
MdB und Vorsitzender des Europaausschusses 
des Bundestages, und EU-
Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen 
(per Videobotschaft), dass die Herausforderun-
gen von den Europäerinnen und Europäern nur 
gemeistert werden können, wenn auch tatsäch-
lich gemeinsam gehandelt werde. Von der Dis-
kussion Hofreiters mit Ljudmyla Melnik vom Insti-

tut für Europäische Politik in Berlin zum Ukraine-
Krieg ging ein Appell für die Verteidigung der 
Rechtsstaatlichkeit innerhalb der EU, eine Bei-
trittsperspektive für die Ukraine und auch die 
Unterstützung der Ukraine durch Panzerlieferun-
gen aus. Die Solidarität mit den Menschen in der 
Ukraine fand ihren Ausdruck in einer Lichterakti-
on zum stillen Gedenken an die Opfer des Krie-
ges in der Ukraine, die zugleich den Abschluss 
des Herbstfestes des Integrationsbeirates der 
Stadt Augsburg auf dem Rathausplatz bildete. 
 
Im Rahmen der Antragsberatungen fassten die 
Delegiertenbeschlüsse zu verschiedensten aktu-
ellen Herausforderungen der Europapolitik. Sie 
forderten die Umsetzung der Ergebnisse der 

Zukunftskonferenz 
und damit verbundene 
Reformen der EU-
Institutionen wie zum 
Beispiel die weitge-
hende Abschaffung 
des Einstimmigkeits-
prinzips bei Abstim-
mungen im Europäi-
schen Rat. Dringlich 
wurde eine zügige 
Verabschiedung eines 
neuen Europawahl 
Rechts eingefordert. 
Die Notwendigkeit der 
Integration der EU – 
Verteidigungspolitik 
hat die russische Ag-

gression gegen die Ukraine allzu deutlich ge-
zeigt. Der Kongress appellierte an alle proeuro-
päischen Parteien, in keine Regierung einzutre-
ten, die von populistischen bzw. extremistischen 
Parteien abhängig sei. Nicht zuletzt forderten die 
Delegierten die Intensivierung der Zusammenar-
beit im Weimarer Dreiecks zwischen Frankreich, 
Deutschland und Polen sowie eine verstärkte 
Jugendbeteiligung und Jugendförderung sowie 
die Erhöhung der Europakompetenz in den 
Kommunen durch die Schaffung von 
„Europagemeinderäten“ nach österreichischem 
Vorbild. Auch Fragen der Verbandsentwicklung 
und nicht zuletzt der finanziellen Ausstattung des 
Bundesverbandes standen auf der Agenda. Hier 
wird noch eine breite innerverbandliche Debatte 
folgen müssen. Der niedersächsische Landes-
vorsitzende Harm Adam, auch Mitglied des Prä-
sidiums, gehört einer Kommission an, die Vor-
schläge für die kommenden Gremiensitzungen 
des Bundesausschusses und des nächsten Bun-
deskongresses erarbeitet. 
 
Fazit: Bei den Europäischen Föderalisten ziehen 
alle an einem Strang. Das friedliche Zusammen-
leben in einem vereinten Europa, das ist unser 
Daseinszweck, das ist unser Ziel!    Harm Adam 

„Raus aus der Krise – nur mit Europa!“ 



Kreisverband Hameln. Die lokalen 
Preisträgerinnen und Preisträger des 
diesjährigen Europäischen Wettbe-
werbs, der das aktuelle und für viele Mit-
wirkende spannende Motto „Nächster 
Halt: Nachhaltigkeit“ trug, wurden auch 
in diesem Jahr durch die Europa-Union 
geehrt. Die überparteiliche Bürgerbewe-
gung, die sich für ein föderales, demo-
kratisches Europa einsetzt, fördert seit 
vielen Jahren den EW auf lokaler Ebene 
und möchte damit den ausgezeichneten 
Schülerinnen und Schülern ein zusätzli-
ches Forum für ihre oft aufwändigen, mit 
viel Einsatz und Können erstellten Arbei-
ten bieten. Johannes Schraps, Hamel-
ner Bundestagsabgeordneter, ist 
Schirmherr der Veranstaltung und war 
diesmal per Video-Grußbotschaft dabei.  
 
In diesem Jahr waren viele Schülerinnen 
und Schüler des Albert-Einstein-Gymnasiums 
unter den Preisträgern. Besonders erfolgreich 
war Ariana Mirzadeh als Bundes- und Landes-
siegerin, die die beste Arbeit in ihrem Themen-
modul angefertigt hatte und von ihrer gerade 
absolvierten Fahrt nach Straßburg, die sie als 
Preis gewonnen hatte, berichtete. Ariana Mirza-
deh stellte in einem Kurzvortrag ihr Thema 
„Greenwashing“ vor, zu dem sie ein Multimedia-
projekt – bestehend unter anderem aus einer 
Spielsammlung, einem Aufsatz und einer Home-
page – gestaltet hatte. Weitere Bundespreise 
gingen an Selina Remmel (eine Geschichte zum 
Thema „Alles für wenige Euro: Schrank, Shirt 
und Schnitzel“) und die Europa-AG, die als ge-
samte Gruppe einen Film zum Sondermodul 
„Neustart in Europa“ erstellt hatte, der aufgrund 
seiner gewitzten Analyse der Corona-Pandemie 
für Schmunzeln sorgte. Als eine weitere 
„komplette“ Arbeitsgemeinschaft wurde die Gar-
ten-AG des Albert-Einstein-Gymnasiums, vertre-
ten durch Linus Sturm, für ihre künstlerische Ge-
staltung des Häuschens im Schulgarten im Mo-
dul „The Art of Nature“ mit einem Landespreis 

prämiert. Marvin Sonntag konnte sich über einen 
Landespreis für seinen Aufsatz zum Sondermo-
dul freuen. Schulinterne Preise waren an Jenna-
Marie Stucke und Elizaveta Denisova vergeben 
worden. 
 
Auch das Schiller-Gymnasium konnte erneut 
zahlreiche Preisträgerinnen und Preisträger ver-
zeichnen. Lena van der Marel, Anna Casse-
baum, Antonia Lenkeit und Liv Engel hatten zum 
Thema „Europa vor Ort“ eine Skulptur gebaut 
und wurden dafür mit einem Landespreis be-
lohnt, ebenso wie Joshua Päschkes und Fynn 
Leon Guss mit einem in der „Minecraft“-Welt an-
gesiedelten Film zum Modul „Urban Gardening“. 
Janne Krömer hatte im Modul „Greenwashing“ 
mit einer bildnerischen Arbeit die Jury überzeu-
gen können. Sören Heinze vom Viktoria-Luise-
Gymnasium konnte für seine schriftliche Arbeit 
zum Thema „Europa vor Ort“ nicht nur einen 
Landes-, sondern auch einen Bundespreis ge-
winnen. Im Modul „The Art of Nature“ war Melek 
Sophie Jäger von Johann Comenius Schule Em-
merthal für ihre künstlerische Arbeit ausgezeich-
net worden. Auch Gäste aus dem 
„Nachbarlandkreis“ konnten sich über eine „fette 
Beute“ – Einkaufsgutscheine für Geschäfte der 
Rattenfängerstadt, die allen anwesenden Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern verliehen wurden 
– freuen: Louisa Edeler und Lina Friesen vom 
Gymnasium Ernestinum Rinteln hatten im Modul 
„Urban Gardening“ eine Skulptur einer Wohn-
Garten-Landschaft angefertigt. 
 
Die neue Wettbewerbsrunde zum Thema 
„Vielfalt in Europa“ mit dem Einsendeschluss 
10.2.2023 ist gerade gestartet. Es wird sicherlich 
auch im kommenden Jahr wieder eine interes-
sante Ehrung mit tollen Arbeiten aus Hamelner 
Schulen geben.          Cord Wilhelm Kiel 

Nächster Halt: Nachhaltigkeit 
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Internationales Jugendprojekt 2022 war ein großer Erfolg 

Kreisverband Gifhorn. Unter dem Motto 
„Klimawandel-Ursachen-Folgen – was können 
wir persönlich in unseren Partnergemeinden da-
zu beitragen“, führte der Partnerschaftskreis 
Samtgemeinde Wesendorf (PKSW) während der 
Sommerferien ein internationales Jugendprojekt 
in Potsdam und Berlin durch. An dem Projekt, 
das durch die „Förderung Jugend für Europa 
2020“ besonders gefördert wurde, nahmen 50 
Jugendliche und zehn Betreuer aus den Partner-
gemeinden in Frankreich, Litauen, Polen, Un-
garn und Deutschland (SG Wesendorf)  teil.  
 
Das Projekt wurde bereits für 2020 genehmigt 
und durch die Corona-Pandemie bis in das Jahr 
2022 verschoben. Dennoch wurden die Vorbe-
reitungen durch Erkundungen und Absprachen 
vor Ort in Potsdam und Berlin durch die 
1.Vorsitzende des PKSW, Christiane Dittmann-
Martin und einigen hiesigen Jugendlichen akri-
bisch vorbereitet. „Zudem folgten Absprachen in 
Videogesprächen und letztendlich in 2021 eine 
umfangreiche Videokonferenz und Workshop zu 
diesem brisanten Thema, das alle unsere Part-
ner betrifft“, sagte Dittmann-Martin. Auch die 
Partner erstellten bereits vorab Präsentationen 
und Videofilme zum Beispiel über die Verunreini-
gung der Meere und Landschaften durch Plastik 
und Mikroplastik und deren gesundheitliche Fol-
gen. Während der Durchführung des  internatio-
nalen Jugendprojekts in Potsdam und Berlin 

wurden die Präsentationen im Detail vorge-
stellt, besprochen und ausführlich diskutiert, 
um zu einvernehmlichen Lösungsvorschlä-
gen zu gelangen. So wurde in diesem Zu-
sammenhang das „Europäische Haus“ in 
Berlin besucht und ein Film über die Arbeit 
des Europäischen Parlaments gezeigt. Da-
nach gab es Gelegenheit in der jeweiligen 
Landessprache wichtige Neuigkeiten zu Kli-
ma sowie Europa im Alltag, selbst abzufra-
gen. Aber auch ein Besuch der Biosphäre in 
Potsdam mit seiner Tropen- und exotischer 
Tier- und Pflanzenwelt stand auf dem Pro-
jektplan, um Einblicke in die Wunderwerk-
statt der Natur, die unter dem Klimawandel 

oder der Abholzung der Regenwälder erheblich 
leidet, in Erfahrung zu bringen.  
 
Darüber hinaus folgte ein Besuch im Sealife Ber-
lin, um die Betrachtung der Lebensräume im 
Wasser und Darstellung der vielfältigen Bezie-
hungen zwischen Tier, Pflanze und Mensch in 
den Meeren zu studieren. Diese Zusammenhän-
ge sind für das Klima der Ozeane und der Erde 
von größter Bedeutung. Bei den Workshops wur-
den wegen der Sprachhindernisse zwei wichtige 
Themen behandelt. Dazu gehörten unter ande-
rem Befürchtungen und Zukunftsängste der Ju-
gendlichen  unter den Aspekten von Corona, 
Krieg, Inflation und Klimawandel sowie die Über-
legung, was können wir persönlich tun, um den 
Klimawandel einzugrenzen und das Leid der 
Menschen auf der Welt zu stoppen.  
 
Im Rahmen des Freizeitangebots gab es im 
Wechsel eine Radtour zum Thema 
„Mauergeschichten“ in Berlin sowie Drachen-
bootfahren und Hochseilklettern, um zur Ent-
spannung beizutragen. Für alle Jugendlichen 
gab es abschließend den „Youthpass“ des euro-
päischen ERASMUS-Programmes. Das Fazit 
der Vorsitzenden des PKSW lautete: „Das inter-
nationale Jugendprojekt war ein großer Erfolg, 
da alle beteiligten Gruppen aus unseren Partner-
gemeinden voll mitmachten und es keine Ausfäl-
le zu verzeichnen gab!“      Hans-Jürgen Ollech 
 

 


